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Bei der Behandlung der Einbringung einzelner zum Privatvermögen gehörender Wirtschafts-

güter in das betriebliche Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft als tauschähnli-

cher Vorgang ist die Frage aufgeworfen worden, unter welchen Voraussetzungen bei Anwen-

dung der BFH-Urteile vom 24. Januar 2008 - IV R 37/06 - (BStBl 2011 II S. …1) und vom 

17. Juli 2008 - I R 77/06 - (BStBl 2009 II S. 464) weiterhin vom Vorliegen einer verdeckten 

Einlage i. S. d. Ausführungen zu Abschnitt II.1.b) des BMF-Schreibens vom 29. März 2000 

(BStBl I S. 462) auszugehen ist. 

 

Hierzu nehme ich unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Fi-

nanzbehörden der Länder wie folgt Stellung: 

 

I. Übertragung gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten 

 

Erhöht sich durch die Übertragung eines Wirtschaftsguts der Kapitalanteil des Einbringenden, 

liegt insoweit eine Übertragung gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten vor. 

 

                                                 
1 Bei der Veröffentlichung des BFH-Urteils vom 24. Januar 2008 – IV R 37/06 – ist in einer Fußnote auf das 

vorstehende BMF-Schreiben hinzuweisen und Fundstelle bitte noch von der Redaktion des BStBl einfügen. 



 
Seite 2  Für die Frage, ob als Gegenleistung für die Übertragung Gesellschaftsrechte gewährt werden, 

ist grundsätzlich das Kapitalkonto der Handelsbilanz (z. B. bei einer OHG nach § 120 Ab-

satz 2 HGB) maßgebend, wonach sich die Gesellschaftsrechte - wenn nichts anderes verein-

bart ist - nach dem handelsrechtlichen Kapitalanteil des Gesellschafters richten. Dieser Kapi-

talanteil ist nach dem Regelstatut des HGB z. B. für die Verteilung des Jahresgewinns, für 

Entnahmerechte und für die Auseinandersetzungsansprüche von Bedeutung (bei einer OHG 

betrifft dies §§ 121, 122 und 155 HGB). 

 

Werden die handelsrechtlichen Vorschriften abbedungen und nach den gesellschaftsvertragli-

chen Vereinbarungen mehrere (Unter-)Konten geführt, gilt für die steuerliche Beurteilung 

Folgendes: 

 

1. Kapitalkonto I 

 

Erfolgt als Gegenleistung für die Übertragung die Buchung auf dem Kapitalkonto I, ist von 

einer Übertragung gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten auszugehen. Als maßgebliche 

Gesellschaftsrechte kommen die Gewinnverteilung, die Auseinandersetzungsansprüche sowie 

Entnahmerechte in Betracht. Die bloße Gewährung von Stimmrechten stellt allein keine Ge-

genleistung im Sinne einer Gewährung von Gesellschaftsrechten dar, da Stimmrechte allein 

keine vermögensmäßige Beteiligung an der Personengesellschaft vermitteln. 

 

2. Weitere - variable - Gesellschafterkonten 

 

Werden neben dem Kapitalkonto I weitere gesellschaftsvertraglich vereinbarte - variable -Ge-

sellschafterkonten geführt, so kommt es für deren rechtliche Einordnung auf die jeweiligen 

vertraglichen Abreden im Gesellschaftsvertrag an. Ein wesentliches Indiz für das Vorliegen 

eines Kapitalkontos ist die gesellschaftsvertragliche Vereinbarung, dass auf dem jeweiligen 

Konto auch Verluste gebucht werden, vgl. hierzu BMF-Schreiben vom 30. Mai 1997 (BStBl I 

S. 627) sowie BFH-Urteil vom 26. Juni 2007 - IV R 29/06 - (BStBl 2008 II S. 103). 

 

Liegt nach diesen Maßstäben (Buchung auch von Verlusten) ein (weiteres) Kapitalkonto II 

vor, gilt Folgendes: 

 

Auch wenn das Kapitalkonto eines Gesellschafters in mehrere Unterkonten aufgegliedert 

wird, bleibt es gleichwohl ein einheitliches Kapitalkonto. Eine Buchung auf einem Unter-

konto des einheitlichen Kapitalkontos (und damit auch auf dem Kapitalkonto II) führt dem-

nach regelmäßig zu einer Gewährung von Gesellschaftsrechten. 

 

Handelt es sich bei dem betreffenden Gesellschafterkonto nicht um ein Kapitalkonto, ist re-

gelmäßig von einem Darlehenskonto auszugehen. Erfolgt die Übertragung von Einzelwirt-



 
Seite 3  schaftsgütern gegen Buchung auf einem Darlehenskonto, so kann dieses Konto keine Gesell-

schaftsrechte gewähren; wegen des Erwerbs einer Darlehensforderung durch den übertragen-

den Gesellschafter liegt insoweit ein entgeltlicher Vorgang vor, der nach § 6 Absatz 1 Num-

mer 1 oder 2 EStG zu bewerten ist. 

 

II. Abgrenzung der entgeltlichen von der unentgeltlichen Übertragung (verdeckte Ein-

lage) 

 

1. Abgrenzungsmerkmale 

 

Soweit dem Einbringenden überhaupt keine Gesellschaftsrechte und auch keine sonstigen 

Gegenleistungen (einschließlich der Begründung einer Darlehensforderung bei Buchung auf 

einem Darlehenskonto) gewährt werden, liegt mangels Gegenleistung eine verdeckte Einlage 

vor. Sie ist nach § 4 Absatz 1 Satz 8 i. V. m. § 6 Absatz 1 Nummer 5 EStG zu bewerten, auch 

wenn sie in der Steuerbilanz der Gesellschaft das Eigenkapital erhöht. In den übrigen Fällen 

liegen - vorbehaltlich der Ausführungen zu Ziffer 2.d) - stets in vollem Umfang entgeltliche 

Übertragungsvorgänge vor.  

 

2. Buchungstechnische Behandlung 

 

a) Voll entgeltliche Übertragungsfälle 

 

In den Fällen der vollständigen Gegenbuchung des gemeinen Werts des auf die Personenge-

sellschaft übertragenen (eingebrachten) Wirtschaftsguts 

- auf dem Kapitalkonto I oder auf einem variablen Kapitalkonto (z. B. Kapitalkonto II), 

- auf dem Kapitalkonto I und teilweise auf einem variablen Kapitalkonto oder 

- teilweise auf dem Kapitalkonto I oder einem variablen Kapitalkonto und teilweise auf 

einem gesamthänderisch gebundenen Rücklagenkonto der Personengesellschaft 

liegt stets ein in vollem Umfang entgeltlicher Übertragungsvorgang vor; eine Aufteilung der 

Übertragung in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil ist in diesen Fällen nicht 

vorzunehmen (BFH-Urteile vom 24. Januar 2008 - IV R 37/06 - BStBl 2011 II S. …2 und 

vom 17. Juli 2008 - I R 77/06 - BStBl 2009 II S. 464). 

 

Beispiel 1: 

A und B sind Gesellschafter der betrieblich tätigen AB-OHG. Ihre Gesellschaftsanteile (Ka-

pitalkonto I) betragen jeweils 50.000 €. A bringt ein Grundstück (gemeiner Wert 400.000 €, 

angeschafft im Privatvermögen des A vor 10 Jahren für 40.000 €) in das Gesamthandsvermö-

gen der OHG ein und erhält dafür weitere Gesellschaftsrechte (Kapitalkonto I) i. H. v. 

                                                 
2 Fundstelle bitte noch von der Redaktion des BStBl einfügen. 
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Restbetrag von 360.000 € auf einem gesamthänderisch gebundenen Kapitalrücklagenkonto 

gutgeschrieben und das Grundstück wird mit 400.000 € in der Gesamthandsbilanz der OHG 

erfasst. 

 

Lösung: 

Da eine Buchung des Vorgangs teilweise auf dem Kapitalkonto I und teilweise auf dem ge-

samthänderisch gebundenen Kapitalrücklagenkonto erfolgt ist, liegt ein in vollem Umfang 

entgeltlicher Übertragungsvorgang vor; eine Aufteilung der Übertragung in einen entgeltli-

chen und einen unentgeltlichen Teil ist nicht vorzunehmen. 

 

b) Unentgeltliche Übertragungsfälle 

 

Eine Übertragung im Wege der verdeckten Einlage und damit ein unentgeltlicher Vorgang ist 

nur dann anzunehmen, wenn dem Einbringenden überhaupt keine Gesellschaftsrechte gewährt 

werden und demzufolge die Übertragung des Wirtschaftsguts ausschließlich auf einem ge-

samthänderisch gebundenen Kapitalrücklagenkonto gutgeschrieben wird oder - was handels-

rechtlich zulässig sein kann - als Ertrag gebucht wird. 

 

In beiden Fällen erhöht dies zwar das Eigenkapital der Gesellschaft. Dem Einbringenden wer-

den aber hierdurch keine zusätzlichen Gesellschaftsrechte gewährt. Bei der ausschließlichen 

Buchung auf einem gesamthänderisch gebundenen Kapitalrücklagenkonto erlangt der übertra-

gende Gesellschafter nämlich anders als bei der Buchung auf einem Kapitalkonto keine indi-

viduelle Rechtsposition, die ausschließlich ihn bereichert. Bei der Buchung auf einem gesamt-

händerisch gebundenen Kapitalrücklagenkonto wird vielmehr der Auseinandersetzungsan-

spruch aller Gesellschafter entsprechend ihrer Beteiligung dem Grunde nach gleichmäßig er-

höht. Der Mehrwert fließt also - ähnlich wie bei einer Buchung auf einem Ertragskonto - in 

das gesamthänderisch gebundene Vermögen der Personengesellschaft und kommt dem über-

tragenden Gesellschafter ebenso wie allen anderen Mitgesellschaftern nur als reflexartige 

Wertsteigerung seiner Beteiligung zugute. Mangels Gegenleistung an den übertragenden Ge-

sellschafter liegt deshalb hier ein unentgeltlicher Vorgang im Sinne einer verdeckten Einlage 

vor. 

 

c) Fehlende Interessengegensätze auf Gesellschafterebene 

 

Die Ausführungen unter b) gelten grundsätzlich auch für die Fälle, in denen auf der Ebene der 

vermögensmäßig beteiligten Gesellschafter kein Interessengegensatz zu verzeichnen ist, wie 

es beispielsweise in den Fällen der „Einmann-GmbH & Co. KG“ anzunehmen ist. In diesen 

Fällen obliegt die Entscheidung ausschließlich dem Gesellschafter selbst, eine vollständige 

Buchung auf einem gesamthänderisch gebundenen Kapitalrücklagenkonto später wieder rück-
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seinem Kapitalkonto, so dass der ursprünglich angenommene unentgeltliche Vorgang später 

nicht mehr gegeben ist, weil die - im Nachhinein vorgenommene - Umbuchung auf das Kapi-

talkonto gerade nicht zu einem unentgeltlichen Vorgang führt). Insbesondere in den Fällen der 

Übertragung von Grundstücken auf eine „Einmann-GmbH & Co. KG“ ist daher zu prüfen, ob 

im Hinblick auf die Anwendbarkeit des § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG ein Missbrauch 

von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten i. S. d. § 42 AO anzunehmen ist, wenn die Über-

tragung des Wirtschaftsguts (zunächst) vollständig auf einem gesamthänderisch gebundenen 

Kapitalrücklagenkonto gutgeschrieben wird. 

 

d) Teilentgeltliche Übertragungsvorgänge 

 

Wird im Falle einer Übertragung eines Einzelwirtschaftsguts ausdrücklich ein den gemeinen 

Wert unterschreitender Wertansatz vereinbart (z. B. wegen einer Zuwendungsabsicht), ist der 

überschießende Wertanteil als verdeckte Einlage zu qualifizieren, vgl. hierzu auch Ziffer I.4 

der Entscheidungsgründe des BFH-Urteils vom 17. Juli 2008 - I R 77/06 - (BStBl 2009 II 

S. 464). Sofern die Übertragung im Übrigen als entgeltliche Übertragung zu beurteilen ist, ist 

der Vorgang in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen Anteil aufzuteilen (sog. „Tren-

nungstheorie“). 

 

Beispiel 2 (Abwandlung des Beispiels 1): 

A und B sind Gesellschafter der betrieblich tätigen AB-OHG. Ihre Gesellschaftsanteile (Ka-

pitalkonto I) betragen jeweils 50.000 €. A bringt ein Grundstück (gemeiner Wert 400.000 €, 

angeschafft im Privatvermögen des A vor 10 Jahren für 40.000 €) in das Gesamthandsvermö-

gen der OHG ein. Im zugrunde liegenden Einbringungsvertrag ist ausdrücklich ein Einbrin-

gungswert von (nur) 40.000 € und demgemäß die Gewährung weiterer Gesellschaftsrechte 

(Kapitalkonto I) i. H. v. (nur) 40.000 € vereinbart worden. Das Grundstück wird gemäß dieser 

(bewussten) Vereinbarung mit 40.000 € in der Gesamthandsbilanz der OHG erfasst und das 

Kapitalkonto des A wird um 40.000 € erhöht. Weitere Buchungen durch die Beteiligten erfol-

gen nicht. 

 

Lösung: 

Wäre das Grundstück nach den Bestimmungen der Einbringungsvereinbarung in der Bilanz 

der OHG mit 400.000 € angesetzt und der Differenzbetrag von 360.000 € auf einem gesamt-

händerisch gebundenen Rücklagenkonto gebucht worden, würde es sich nach den Ausführun-

gen unter Ziffer 2.a) um einen in vollem Umfang entgeltlichen Übertragungsvorgang handeln 

(siehe auch die Lösung des Beispiels 1). Im vorliegenden Fall aber, in dem das Grundstück 

nach den Bestimmungen in der Einbringungsvereinbarung bewusst nur mit 40.000 € angesetzt 

und der Differenzbetrag von 360.000 € durch die Beteiligten buchungstechnisch zunächst 

überhaupt nicht erfasst wird, ist von einem teilentgeltlichen Vorgang auszugehen, da das 
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sollte. Für diesen Fall der Einbringung unter Wert sind die Ausführungen im BMF-Schreiben 

vom 29. März 2000 (BStBl 2000 I S. 462) zu Abschnitt II.1.c) weiterhin anzuwenden; im Üb-

rigen sind diese Ausführungen aufgrund der Ausführungen oben unter Ziffer 2.a) zu den voll 

entgeltlichen Übertragungsvorgängen überholt. 

 

Im Beispiel 2 liegt ein teilentgeltlicher Vorgang vor, weil das Grundstück zu 10 % 

(40.000 €/400.000 €) entgeltlich und zu 90 % (360.000 €/400.000 €) unentgeltlich übertragen 

wird. Hinsichtlich des entgeltlich übertragenen Teils ist das Grundstück deshalb in der Bilanz 

der OHG mit dem Veräußerungspreis von 40.000 € (=Wert der hingegebenen Gesellschafts-

rechte) anzusetzen. Hinsichtlich des unentgeltlich übertragenen Teils ist das Grundstück nach 

Einlagegrundsätzen gemäß § 4 Absatz 1 Satz 8 EStG i. V. m. § 6 Absatz 1 Nummer 5 Satz 1 

EStG mit dem anteiligen Teilwert in Höhe von 360.000 € (90 % von 400.000 €) anzusetzen. 

Das Grundstück ist deshalb richtigerweise auch bei einer teilentgeltlichen Übertragung mit 

400.000 € in der Bilanz der OHG zu erfassen. Aufgrund der Teilentgeltlichkeit des Übertra-

gungsvorgangs ist der den Wert der auf dem Kapitalkonto I verbuchten Gesellschaftsrechte 

übersteigende Betrag von 360.000 € innerhalb der Bilanz der OHG als Ertrag zu behandeln. 

Diese Ertragsbuchung ist durch eine entsprechende gegenläufige außerbilanzielle Korrektur 

zu neutralisieren. Aufgrund der ausdrücklichen Bestimmungen in der Einbringungsvereinba-

rung (Einbringung unter Wert) kommt hier eine Buchung des übersteigenden Betrags von 

360.000 € auf einem gesamthänderischen Rücklagenkonto oder auf einem variablen Kapital-

konto (Kapitalkonto II) nicht in Betracht, weil diese Vorgehensweise nach den unter Zif-

fer 2.a) dargestellten Grundsätzen zur Annahme eines voll entgeltlichen Übertragungsge-

schäfts führen würde, was nach der zugrunde liegenden Einbringungsvereinbarung von den 

Beteiligten gerade nicht gewollt war. 

 

III.  Bloße Nutzungsänderung oder Eintritt der Voraussetzungen des § 15 Absatz 3 

Nummer 2 EStG 

 

Unter I. und II. werden ausschließlich die Fälle der Übertragung von Wirtschaftsgütern auf 

gesellschaftsrechtlicher Grundlage behandelt. Hiervon zu unterscheiden sind die Fälle einer 

bloßen Nutzungsänderung oder des Eintritts der Voraussetzungen des § 15 Absatz 3 Num-

mer 2 EStG. Die Regelungen unter I. und II. finden bei der Überführung eines Wirtschaftsguts 

aus dem steuerlichen Privatvermögen der Personengesellschaft in deren Betriebsvermögen 

keine Anwendung, so z. B. in den Fällen einer bloßen Nutzungsänderung hinsichtlich einzel-

ner Wirtschaftsgüter wie etwa Grundstücke. Das Gleiche gilt in den Fällen des (späteren) 

Eintritts der Voraussetzungen einer gewerblichen Prägung der Personengesellschaft nach § 15 

Absatz 3 Nummer 2 EStG). 
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Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 26. November 2004 (BStBl I S. 1190). 

 

Sofern die in den Urteilen vom 24. Januar 2008 - IV R 37/06 - (BStBl 2011 II S.…3) und vom 

17. Juli 2008 - I R 77/06 - (BStBl 2009 II S. 464) geäußerte Rechtsaufassung des BFH zur 

vollen Entgeltlichkeit von Übertragungsvorgängen zu einer Verschärfung gegenüber der bis-

her geltenden Auffassung der Finanzverwaltung führt, kann auf Antrag die bisherige Verwal-

tungsauffassung für Übertragungsvorgänge bis zum 30. Juni 2009 weiterhin angewendet wer-

den (Übergangsregelung). Bei Anwendung der Übergangsregelung liegt, soweit eine Buchung 

teilweise auch auf einem gesamthänderisch gebundenen Kapitalrücklagenkonto erfolgt, ein 

unentgeltlicher Vorgang (verdeckte Einlage) vor; ein entgeltlicher Vorgang liegt nur insoweit 

vor, als die Buchung auf dem Kapitalkonto erfolgt. Voraussetzung für die Anwendung der 

Übergangsregelung ist, dass der das Wirtschaftsgut Übertragende und der Übernehmer des 

Wirtschaftsguts einheitlich verfahren und dass der Antragsteller damit einverstanden ist, dass 

die Anwendung der Übergangsregelung z. B. die Rechtsfolge des § 23 Absatz 1 Satz 5 Num-

mer 1 EStG auslöst. 

 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 

 

Im Auftrag 

 
 
 
„Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet“. 

 

                                                 
3 Fundstelle bitte noch von der Redaktion des BStBl einfügen. 


